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(A) der einzige Bereich sei, der von ihren rigiden Sparplä- (Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- (C)

nen ausgenommen werden soll.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!)

Dabei scheint die Regierung jedoch zu vergessen, dass
die Finanzierung der Bildungsprojekte alles andere als
sicher ist. Nahezu alle Projekte sind Bund-Länder-Pro-
gramme, und die Länder sind – übrigens auch dank der
Schuldenbremse der Großen Koalition – quasi pleite.
Während Sie von sicheren Bildungsinvestitionen reden,
haben viele Länder bereits den Rotstift gezückt. In Hes-
sen sollen die Hochschulen 30 Millionen Euro einspa-
ren. In Bayern, Herr Spaenle, wurden die Zuschüsse für
die Studentenwerke um ein Drittel gekürzt. Die Univer-
sität Lübeck steht vor der Schließung. In Sachsen ist
trotz steigender Schülerzahlen mittelfristig der Abbau
von 4 500 Lehrerstellen geplant. In NRW gibt es in die-
sem Jahr 7 600 Ausbildungsplätze weniger als im Jahr
zuvor. Selbst die Minierhöhung des BAföG um 2 Pro-
zent scheint den Ländern zu viel. – Das ist die Realität in
diesem Land. Das, Herr Meinhardt, ist die Bildungsfrei-
heit vor Ort, die Sie so preisen.

Die Regierung hat versprochen, in den nächsten Jah-
ren 12 Milliarden Euro zusätzlich in Bildung und For-
schung zu investieren. Schauen wir uns das einmal ge-
nauer an. 12 Milliarden Euro in vier Jahren, das macht
3 Milliarden Euro pro Jahr. Die Hälfte davon fließt aller-
dings in die Forschung und nicht zusätzlich in die Bil-
dung. Die Wahrheit ist, dass dank des Kooperationsver-
botes von diesem Geld keine einzige Lehrkraft, keine

(B) einzige Betreuungskraft neu eingestellt werden wird. Im
Gegenteil: Bei denen, die das Geld am nötigsten brau-
chen, kommt kaum etwas an. An den Hochschulen sol-
len mit dem nationalen Stipendienprogramm nur die
vermeintlich besten Studierenden, mit der Exzellenzini-
tiative nur die vermeintlich besten Hochschulen unter-
stützt werden. Die chronische Unterfinanzierung besteht
allerdings weiter. Dafür tragen Sie die Verantwortung, da
Sie die Haushalte der Länder in Not gebracht haben und
sich selbst mit dem völlig absurden Kooperationsverbot
die Möglichkeit genommen haben, einzugreifen.

Wenn Sie jetzt betonen, dass Schülerinnen und Schü-
ler sowie Studierende von den Sparplänen ausgenom-
men sind, und damit letztlich Ihre brutalen Kürzungen
bei den Beschäftigten im öffentlichen Dienst, bei den
Arbeitslosen und bei den Familien rechtfertigen, dann ist
das einfach nur zynisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie wirklich nicht wissen, woher Sie mehr Geld
für Bildung bekommen können, habe ich ein paar Vor-
schläge für Sie. In Würzburg gibt es den berühmten
Aldi-Süd-Hörsaal. Diese Spende von Aldi wird als sehr
großzügiger und mildtätiger Akt gepriesen. Aber wuss-
ten Sie, dass die beiden Aldi-Brüder zusammen ein Ver-
mögen von über 32 Milliarden Euro haben? Das sind nur
zwei von vielen Milliardären in Deutschland. Ich sage
Ihnen: Mit einer ordentlichen Vermögensteuer könnten
noch sehr viele Hörsäle gebaut und instand gesetzt wer-
den.

neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Es könnten sehr viele Lehrkräfte eingestellt werden,
ohne dass bei den Beschäftigten im öffentlichen Dienst
oder den Hartz-IV-Bezieherinnen und -Beziehern ge-
kürzt werden muss. Ich denke, Ihr Versuch, die Betroffe-
nen mit der Gegenüberstellung „Bildung oder Sozialleis-
tungen“ gegeneinander auszuspielen, wird scheitern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Kollegin Monika Grütters für die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Monika Grütters (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Manche

Debatten hier haben rituellen Charakter. Bei der Bildung
läuft das immer so: da Bildungsgipfel, dort Bildungs-
streik, hier Bildungsdebatte. Machen wir also das Beste
daraus; das haben wir ja schon öfter getan. Schließlich
hat für uns die Bildung – das hat nicht zuletzt die
Sparklausur erwiesen – tatsächlich die höchste Priorität,
und zwar nicht nur in großen Reden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) (D)

Deshalb ist für uns bei dem heutigen Treffen der Kanzle-
rin mit den Ministerpräsidenten vor allen Dingen eine
Botschaft wichtig. Diese heißt: Das 10-Prozent-Ziel
steht.

(Priska Hinz [Herborn] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Aber bis wann?)

Ich bin Minister Spaenle dankbar, dass er das hier betont
hat. Herr Schulz, von einem Minister aus einem von Ih-
rer Partei regierten Land habe ich ein solches Statement
hier so jedenfalls noch nicht gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die 12 Milliarden Euro, die wir zusätzlich für Bil-
dung und Forschung ausgeben, müssen natürlich durch
einen Beitrag der Länder ergänzt werden. Wir alle wis-
sen, wie es um die Finanzen der Länder steht. Wir alle
wissen, wie wichtig aufgrund der schwierigen föderalis-
tischen Situation der enorme Beitrag des Bundes ist.
Noch nie, Herr Schulz, ist ein Etat in der Bundesrepublik
so stark gestiegen wie dieser, und das sogar vor dem
Hintergrund dieser Einsparungen. Der Schwerpunkt Bil-
dung war für diese Legislaturperiode verabredet und
wird eingehalten, auch und gerade in der Finanzkrise.

Ihnen, Herr Schulz, will ich sagen – wir beide kom-
men aus Berlin –: Hier in Berlin wird im Vergleich zu
den anderen Bundesländern das meiste Geld pro Kopf
der Schüler in die Schulen gesteckt, nur mit einem fata-



(B) (D)
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(A) len Ergebnis: Bei PISA landen Sie grundsätzlich und im- (Dagmar Ziegler [SPD]: Nein!) (C)
mer zielsicher auf Platz 16.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Machen Sie lieber Ihre Hausaufgaben und gewöhnen Sie
sich eine Perspektive an, die nicht „arm, aber sexy“, son-
dern „arm, aber schlau“ heißt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP)

Herr Rossmann war für den Antrag, den wir heute
auch debattieren, federführend verantwortlich. Ich finde
es gut, Herr Rossmann, dass Sie auch die Leistungen der
ehemaligen und der jetzigen Bundesregierung in der Bil-
dungspolitik anerkennen. Ansonsten finde ich Ihren Na-
tionalen Bildungspakt etwas schwammig. Frühkindliche
Bildung, Schulen stärken, gehaltvolles Studium sichern,
das sind unser aller Ziele. Genauso steht es auch in der
Koalitionsvereinbarung. Wie Sie wissen, ist – zusätzlich
zu unseren finanziellen Anstrengungen – noch nie so
viel in diesem Bereich getan worden. Frau Gohlke, ich
darf daran erinnern: Trotz rückläufiger Schülerzahlen
wird nicht weniger, sondern mehr Geld in die Bildung
gesteckt. Früher hieß es immer: weniger Schüler, weni-
ger Geld. Jetzt ist das umgekehrt. Das sollten auch Sie
nicht kleinreden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Uns geht es um Teilhabe und Chancen durch Bil-
dung. Wenn Sie wissen wollen, was wir neben der enor-
men Summe, die wir bereitstellen, tun, sage ich Ihnen:
Wir sorgen für verpflichtende Sprachkurse, wir bauen
die Zahl der Krippenplätze aus – wir haben gerade erst
den Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz beschlos-
sen –, und wir stärken die Hausaufgabenbetreuung, die
sich an eine ganz bestimmte soziale Schicht richtet. Wir
wollen der Armut nicht zuletzt mit solchen Instrumenten
und ganz bewusst mit Bildung entgegenwirken.

Nun zu den Hochschulen. Die anderen Anträge, die
heute auf der Tagesordnung stehen, haben wir schon im
Dezember letzten Jahres beraten. Dafür gibt es den
Hochschulpakt. Dafür gibt es die Exzellenzinitiative.
Dafür haben wir das BAföG erhöht. Dafür wird jetzt ein
Stipendienprogramm vorgeschlagen. Dafür stellt Frau
Schavan bzw. der Bund, der für die Lehre an den Hoch-
schulen am allerwenigsten zuständig ist, 2 Milliarden
Euro zur Verfügung. Sie, Herr Rossmann, haben sich auf
den Wissenschaftsrat und einen Mehrbedarf in Höhe von
13 Milliarden Euro bezogen. Das ist gut und schön. Nur,
bisher ist gar nichts passiert. Ich finde, es ist enorm, dass
der Bund, der für diesen Bereich am allerwenigsten zu-
ständig ist, dafür 2 Milliarden Euro zur Verfügung stellt.

Noch etwas, Herr Schulz: Wegducken sieht anders
aus. Damit bin ich beim berühmten Kooperationsver-
bot. Frau Hein, Sie haben gesagt, es sei ein Flop. Ich
würde es anders formulieren und sagen: Ich finde, es ist
in der Bildungspolitik in der Tat eine Krux, dass die Län-
der auf ihre Bildungshoheit beharren, übrigens auch all
die Länder, in denen Sie regieren.

Das kann man ja verstehen. Ich glaube, keiner von uns,
außer vielleicht den Linken, würde eine zentralistische
Bildungspolitik wollen. Da gäbe es einen Aufstand in
der Republik. Ich finde, wir haben mit sehr guten Pakten
und Einzelinstrumenten – ich habe sie gerade erwähnt –
eine sehr gute Umgehungsstraße um das Kooperations-
verbot gebaut. Die einzelnen Komponenten werden mit
den Ländern immer vernünftig vereinbart. Frau Ministe-
rin Schavan hat ihren Stil, mit Entschiedenheit und Res-
pekt mit den Ländern umzugehen. All diese Instrumente
hat es in keiner vorigen Regierung, sondern nur unter ih-
rer Verantwortung gegeben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich gebe zu: Gerade was den Föderalismus und das
Kooperationsverbot angeht, unter dem wir alle eher lei-
den, sollten Vorschläge zur Weiterentwicklung gerade
aus dem Bildungsbereich kommen. Wir sollten die Ko-
operationsmöglichkeiten, wie ich finde, im Grundgesetz
sogar erweitern. Bisher steht da nur, dass Bund und Län-
der die Zusammenarbeit im Bildungsbereich so gestal-
ten, dass es um die Feststellung der Leistungsfähigkeit
geht. Ich fände es gut – das hat auch Frau Schavan im-
mer wieder betont –, wenn die Leistungsfähigkeit unse-
res Bildungssystems nicht nur gemeinsam festgestellt,
sondern auch gemeinsam sichergestellt würde.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zu diesem Zweck findet heute der Bildungsgipfel der
Bundeskanzlerin und der Ministerpräsidenten statt. Ich
kenne keinen Kanzler, der jedes Jahr solch einen Bil-
dungsgipfel durchgeführt hat, außer Angela Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ja! Wir könnten auch noch mehr
Bildungsgipfel machen! Aber das bringt
nichts! – Priska Hinz [Herborn] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wenn dabei nichts
herauskommt, können sie sich noch zehn Jahre
treffen! Das hilft ja nicht!)

– Noch einmal: Es ist das erste Mal, dass ein Kanzler
einmal im Jahr zu solchen Themen einen Gipfel durch-
führt. Da sehen Sie alle blasser aus als wir.

Zum Antrag der SPD kann ich nur sagen: Viel Neues
ist Ihnen nicht eingefallen. Es ist aber gut, dass die bis-
herigen Leistungen, wie Herr Rossmann geschrieben
hat, zumindest anerkannt werden. Ich finde, Ihr Antrag
ist ein Schrei nach noch mehr Geld. Aber ich wieder-
hole: Dieser Etat war bei keiner vorigen Bundesregie-
rung besser ausgestattet. Keine Regierung, an der Sie be-
teiligt sind oder waren, hat jemals so viel Geld in die
Bildung investiert wie wir.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Rossmann, ich finde, Ihren Wunsch nach einem
Nationalen Bildungspakt sollten Sie zunächst Ihren eige-
nen fünf Bildungsministern vorlegen. Ich wäre gespannt,
was aus deren Reihen dazu käme.
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(A) Das Bundesbildungsressort hat noch nie über ein so Wir müssen hier über Parteigrenzen hinweg einmal (C)

großes Budget verfügt. Ich finde, wir sollten gemeinsam
das Beste daraus machen und das nicht schlechtreden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Das Wort hat nun Ernst Dieter Rossmann für die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bil-
dungsgipfel sind ja gut, aber sie müssen auch zu Ergeb-
nissen führen; denn sonst entlarvt sich dies natürlich als
ein PR-Instrument. Wir befinden uns dicht an der Kante.
Auf dem ersten wurden große Versprechen gemacht, auf
dem zweiten auch, und auf dem dritten wird es wieder
bei Versprechen bleiben. Herr Dr. Spaenle, noch einmal
zu sagen, dass man ein 10-Prozent-Ziel hat, ist nichts,
was die Welt noch bewegt, sondern bewegt würde sie,
wenn das damit unterlegt würde, wie man das erreichen
will.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Unsere große Sorge ist, dass dies heute nicht damit un-
(B) terlegt wird; aber wir warten ab.

Mein erster Punkt. Ich will gerne so fair sein, anzuer-
kennen, dass es bei diesem Bildungsgipfel heute ein
konkretes Ergebnis in Bezug auf die Förderung guter
Lehre geben könnte, nämlich die Anerkennung der drit-
ten Säule an den Hochschulen. Frau Grütters, das Di-
lemma ist aber, dass sich an dieser Stelle einmal mehr
zeigt, dass wir zu spät kommen. Wir beide wissen, dass
wir in der Großen Koalition 2005 in Ihrem schönen Lie-
bermann-Haus einen Antrag auf Förderung guter Lehre
an den Hochschulen erarbeiten wollten, Ihr Fraktions-
vorsitzender aber sagte: Der Bund hat bei der Lehre
nichts zu suchen. – Dadurch haben wir vier Jahre verlo-
ren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Monika Grütters [CDU/
CSU]: Ich bestreite das nicht!)

Das muss man auch einmal sagen können, damit nicht
noch einmal Jahre verloren gehen, weil man glaubt, man
dürfe Bestimmtes nicht anpacken. Deshalb lautet die
erste Kritik, dass wir zu spät kommen.

Die zweite Kritik lautet: Für die Hochschulen wäre es
gut, wenn wir uns ein bisschen mehr am Wissenschafts-
rat orientieren könnten, statt den Wissenschaftsrat damit
zu übertrumpfen, dass wir die Maßnahmen über zehn
Jahre strecken. Ich will aber gerne zugeben: Zehn Jahre
ist bei dem, was zwischen Bund und Ländern gefördert
wird, eine neue Qualität; denn an anderer Stelle haben
wir bisher keine Zusage über zehn Jahre.

reflektieren, was eigentlich passiert ist: Das ist ein Bun-
desprogramm zur Förderung von Lehre, bei dem die
Länder keine finanzielle Zusicherung mehr machen.
Haben wir uns die Bund-Länder-Zusammenarbeit ei-
gentlich so vorgestellt, dass es nicht einmal mehr eine
10-Prozent-Verpflichtung gibt, wie es sie beim Ganz-
tagsschulprogramm und bei anderen Programmen auch
gab?

(Albert Rupprecht [Weiden] [CDU/CSU]: Was
sagen die SPD-Ministerpräsidenten dazu?)

Ich werbe dafür, dass sich auch die Länder daran beteili-
gen müssen. Wenn sich die Länder weigern, sich mit ei-
nem kleinen finanziellen Anteil zu beteiligen, dann ver-
weigern sie sich eigentlich auch der Landeskompetenz.

Den wirklichen kooperativen Föderalismus macht
aus, dass Bund und Länder auch eine finanzielle Schick-
salsgemeinschaft sind. Deshalb habe ich nicht nur die
kleine Freude, dass es heute eine konkrete Vereinbarung
gibt, sondern ich habe auch die Bedenken, dass es auf
diesem Weg so nicht weitergehen kann.

Das Zweite. Frau Grütters, Sie haben angesprochen,
dass in dem SPD-Vorschlag zu diesem Bildungsgipfel
heute nichts Konkretes stände.

(Monika Grütters [CDU/CSU]: Nichts Neues!)

Ich will folgende Behauptung aufstellen: Die Bildungs-
gipfel der Zukunft werden nur dann gut sein, wenn auf
ihnen jeweils ein konkretes Projekt Thema ist, das zwi-
schen Bund und Ländern als Leuchtturm für eine Wei (D)
terentwicklung verabredet wird. Dadurch, dass man
40 Seiten zu dem aufschreibt, was die Länder und der
Bund an kleinen Dingen tun wollen, wird weniger aus-
gestrahlt, als wenn Sie sich zum Beispiel ein gemeinsa-
mes Bund-Länder-Programm für die Schulsozialarbeit
vorgenommen, dieses mit ausreichenden Mitteln ausge-
stattet und an der Schlüsselstelle – Entwicklung des
Schulwesens in Richtung einer integrativen, inklusiven
und ganztägig lernenden und lebenden Schule – begrün-
det hätten. Das wäre ein Leuchtturm und einem Bil-
dungsgipfel angemessen gewesen. Leider ist dies nicht
möglich gewesen. Das ist aber das, was in unserem An-
trag steht.

Dieses Mal haben Sie es nicht geschafft. In Zukunft
muss auf einem Bildungsgipfel ein wirklicher Leucht-
turm erkennbar sein, durch den die Bildungslandschaft
mit verändert wird. Es gibt Beispiele dafür, zum Beispiel
das Ganztagsschulprogramm, für das 4 Milliarden Euro
zur Verfügung gestellt wurden und das ausstrahlt, und
die Hochschulpakte, die ebenfalls ausstrahlen. Die zu-
künftigen Bildungsgipfel brauchen solche Zuspitzungen;
denn sonst werden sie langweilig und auch in der Öffent-
lichkeit immer nur noch als Niederlagen begriffen.

Drittens. Durch diesen Bildungsgipfel wird natürlich
aufgezeigt, dass für die Bildung bei uns auch in der mitt-
leren Perspektive zu wenig finanzielle Mittel zur Verfü-
gung stehen. Deshalb sind die Länder der Meinung – das
ist schon von vielen Kollegen aus den verschiedensten
Fraktionen ausgeführt worden –, dass sie Bildungsfinan-


